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Schnellere Abschiebungen und
finanzielle Anreize: Faesers neuer Plan

Innenministerin Faeser plant finanzielle Anreize, um
Abschiebungen abgelehnter Asylbewerber, insbesondere

Straftäter, zu beschleunigen.

Die Debatte um die Abschiebung abgelehnter Asylbewerber und
insbesondere von Straftätern nimmt weiter Fahrt auf.
Innenministerin Nancy Faeser (SPD) hat kürzlich einen neuen
Vorschlag unterbreitet, der vorsieht, finanziell incentivierte
Rückreisen zu ermöglichen. Dies geschieht vor dem
Hintergrund, dass die Bundesregierung bereits seit längerem
versucht, die Abschiebungen von Personen ohne Bleiberecht zu
beschleunigen.

Abschiebungen haben sich in der Vergangenheit aufgrund
rechtlicher Hürden als kompliziert erwiesen. Insbesondere
afghanische Straftäter könnten durch finanzielle Anreize zur
Rückkehr in ihr Heimatland bewegt werden, so dass sie gar nicht
erst in Erwägung ziehen, gegen eine solche Maßnahme rechtlich
vorzugehen. Das Bundesinnenministerium plant aktuell, die
Voraussetzungen für Abschiebungen nach Afghanistan zu
prüfen.

Die rechtlichen Hürden der Abschiebung

Ein zentraler Punkt in der Diskussion ist die rechtlichen
Komplikationen, die gegen Abschiebungen sprechen.
Afghanische Staatsbürger könnten unter Verweis auf drohende
Armut oder Verfolgung in ihrem Ursprungsland klagen, was dazu
führen könnte, dass Gerichte dieser Argumentation folgten und



abgeschobene Personen einen Aufenthalt in Deutschland
sichern. Diese Herausforderungen verdeutlichen, warum die
Idee der finanziellen Unterstützung ins Spiel kommt: Sie könnte
als Ausweg aus dieser verfahrenen Situation dienen.

Das Ministerium hat auch klargestellt, dass die Entscheidung
über die Höhe der finanziellen Unterstützung den zuständigen
Bundesländern obliegt. Bislang gibt es bereits Programme, die
Personen unterstützen, die bereit sind, freiwillig in ihr
Heimatland zurückzukehren. Hierbei werden unterschiedliche
finanzielle Hilfen angeboten, deren Höhe von Faktoren wie dem
Familienstand und dem Herkunftsland abhängt.

Die Diskussion über Abschiebungen hat vor allem an Intensität
gewonnen, nachdem es im Juni zu einer tragischen
Messerattacke in Mannheim kam, die die öffentliche
Wahrnehmung und den politischen Druck in Bezug auf diese
Thematik erhöht hat. Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) hat
angekündigt, dass die Abschiebungen von Schwerstkriminellen
und terroristischen Gefährdern nach Afghanistan und Syrien
wieder ermöglicht werden sollen, was die bereits bestehende
Debatte weiter anheizt.

Politische Reaktionen auf Faesers
Vorschlag

Das Vorhaben von Nancy Faeser erfährt heftige Kritik aus der
Opposition. AfD-Chefin Alice Weidel äußerte in einem Post auf X,
dem ehemaligen Twitter, ihre Ablehnung der Idee einer
finanziellen Belohnung für die Rückkehr von Kriminellen. Ihrer
Ansicht nach sollten diese stattdessen konsequent abgeschoben
werden, um den Rechtsstaat zu wahren.

Freie-Wähler-Chef Hubert Aiwanger ist ebenfalls skeptisch
gegenüber Faesers Vorschlag. Er fordert von den zuständigen
Ministerien, alle rechtlichen Möglichkeiten auszuschöpfen, um
bestehende Gesetze durchzusetzen – gut, nicht nur innerhalb
Deutschlands, sondern schon bei der Einreise. Er stellte



berechtigt in Frage, warum jemand, der beim Parken gegen das
Gesetz verstößt, ebenfalls einen Anreiz erhalten sollte, sich an
die Regeln zu halten.

Die Kontroversen um die Abschiebung abgelehnter
Asylsuchender und den Umgang mit Kriminellen werfen
grundsätzliche Fragen nach der Effizienz und der Gerechtigkeit
der politischen Maßnahmen auf. Während es notwendig ist, die
Rechtsstaatlichkeit zu bewahren, bleiben gleichzeitig die
praktischen Herausforderungen, die mit einer gerechten und
humanen Behandlung von Asylbewerbern verbunden sind, nicht
unbeachtet.

Die Hintergründe der Abschiebedebatte

Die Thematik der Rückführungen steht stellvertretend für
größere Fragen des Asylrechts und der Integrationspolitik.
Faesers Vorschlag könnte, wenn er umgesetzt wird, einen
signifikanten Paradigmenwechsel in der deutschen
Flüchtlingspolitik bedeuten – eine Politik, die höchst umstritten
ist und sowohl auf rechtlicher als auch auf ethischer Ebene
kontrovers betrachtet wird. Die Balance zwischen
Rechtssicherheit und humanitären Verpflichtungen könnte in
den kommenden Monaten auf eine harte Probe gestellt werden.

Gesetzliche Rahmenbedingungen für
Abschiebungen

Die rechtlichen Grundlagen für Abschiebungen in Deutschland
sind durch das Aufenthaltsgesetz geregelt. Nach § 58a des
Aufenthaltsgesetzes kann die Abschiebung von Personen, deren
Asylantrag abgelehnt wurde, vollzogen werden. Diese
Regelungen sehen jedoch auch Schutzmechanismen vor, die
sicherstellen sollen, dass Menschen, die in ihrem Heimatland
Verfolgung oder unzumutbare Bedingungen befürchten müssen,
nicht abgeschoben werden. Die Anwendbarkeit dieser
Schutzmechanismen führt oft zu erkenntlichen Schwierigkeiten,



insbesondere in Fällen von Kriminellen oder Gefährdern.

Zusätzlich ist die EU-Asylverfahrenrichtlinie relevant, die
gemeinsame Standards für die Asylverfahren festlegt und
sicherstellt, dass Schutzansprüche ordnungsgemäß geprüft
werden. Dies hat zu einem komplexen Geflecht von nationalen
und internationalen Vorschriften geführt, die bei Abschiebungen
zu beachten sind. Der rechtlichen Rahmen wird somit oft als
Hürde wahrgenommen, die die Bundesregierung bei der
angestrebten Effizienzsteigerung der Abschiebungen im Weg
steht. Der rechtliche Schutz, den viele Afghanen aufgrund der
Situation in ihrem Heimatland genießen, wird dabei häufig ins
Feld geführt, um die geplanten Maßnahmen zu kritisieren.

Aktuelle Entwicklungen und Statistiken zur
Asylpolitik

Die Asylpolitik in Deutschland hat in den letzten Jahren
signifikante Veränderungen erlebt. Laut der Bundesanstalt für
Migration und Flüchtlinge (BAMF) wurden im Jahr 2022
insgesamt 227.000 Erstanträge auf Asyl gestellt, ein Anstieg von
64 Prozent im Vergleich zum Vorjahr. Afghanische Staatsbürger
stellen dabei eine der größten Gruppen unter den
Asylbewerbern dar. In den ersten drei Quartalen 2023 blieben
die Zahlen konstant, was weiterhin Druck auf die
Bundesregierung ausübt, Entscheidungen bezüglich der
Asylbewerber zu treffen.

Im Rahmen der Debatte über Abschiebungen und
Rückführungen wird häufig auf die Erfolgsquote von
Abschiebungen verwiesen. Daten zeigen, dass im Jahr 2022
etwa 29.000 Menschen aus Deutschland abgeschoben wurden,
was jedoch nur einem Bruchteil der insgesamt abgelehnten
Asylanträge entspricht. Die Komplexität der rechtlichen
Verfahren sowie die hohen Anforderungen an den Nachweis der
Gefährdungen im Heimatland spielen dabei eine wesentliche
Rolle. Diese Statistiken verdeutlichen die Herausforderungen,
vor denen die Bundesregierung steht, bei dem Versuch, die



durch die Asylbewerberzahlen induzierten Probleme effektiver
zu lösen.
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